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Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein
(Landesverwaltungsgesetz - LVwG -)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992
 

  § 52 a
Elektronische Kommunikation

 (1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit die Empfängerin oder der Empfän-
ger hierfür einen Zugang eröffnet.

 (2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift et-
was anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden. Der elektronischen Form ge-
nügt ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist.
Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers
nicht unmittelbar durch die Behörde ermöglicht, ist nicht zulässig. Die Schriftform kann auch ersetzt
werden

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der Behörde
in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird;

 

2. bei Anträgen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen Dokuments an die Behörde
mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 666),
geändert durch Gesetz vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154);

 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Dokumenten der Behörden
durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der die
Bestätigung des akkreditierten Dienstanbieters die erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-
Kontos erkennen lässt;

 

3 a)  *) durch eine Übersendung an die Behörde über einen sicheren Übermittlungsweg im Sinne des §
55a Absatz 4 Nummer 2 und Nummer 3 VwGO;

 

4. durch sonstige sichere Verfahren, die durch Rechtsverordnung der Landesregierung festgelegt
werden, welche den Datenübermittler (Absender der Daten) authentifizieren und die Integrität
des elektronisch übermittelten Datensatzes sowie die Barrierefreiheit gewährleisten; der IT-Pla-
nungsrat gibt Empfehlungen zu geeigneten Verfahren ab.

 

In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe über öffentlich zugängliche Netze ein si-
cherer Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes vom 18. Juni 2009 (BGBl. I S. 1346),
geändert durch Gesetz vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthalts-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), geändert durch
Gesetz vom 6. September 2013 (BGBl. I S. 3556), erfolgen.

 (3) Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht geeignet,
teilt sie dies der Absenderin oder dem Absender unter Angabe der für sie geltenden technischen Rah-
menbedingungen unverzüglich mit. Macht eine Empfängerin oder ein Empfänger geltend, sie oder er
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könne das von der Behörde übermittelte elektronische Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihr oder
ihm erneut in einem geeigneten elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln.

 (4) Soweit der zuständigen Behörde ein Antrag in elektronischer Form übermittelt wurde, kann sie erfor-
derliche Mehrfertigungen sowie die Übermittlung der dem Antrag beizufügenden Unterlagen auch in Pa-
pierform verlangen.

 (5) Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durchgeführt, können die vorzulegenden Nachweise
elektronisch eingereicht werden, es sei denn, dass durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist
oder die Behörde für bestimmte Verfahren oder im Einzelfall die Vorlage eines papierbasierten Originals
verlangt. Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, welche Art der elektronischen Ein-
reichung zur Ermittlung des Sachverhaltes zulässig ist.

 (6) Die zuständige Behörde kann erforderliche Nachweise, die von einer deutschen öffentlichen Stelle
stammen, mit der Einwilligung des Verfahrensbeteiligten direkt bei der ausstellenden öffentlichen Stelle
elektronisch einholen. Zu diesem Zweck dürfen die anfordernde Behörde und die abgebende öffentliche
Stelle die erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten.

 (7) Die Anforderungen an die Einwilligung nach Absatz 6 richten sich nach Artikel 7 der Verordnung (EU)
2016/679 2) .

 (8) Die elektronische Kommunikation erfolgt unter Verwendung eines dem Stand der Technik entspre-
chenden und der Schutzbedürftigkeit der Kommunikation angemessenen Verschlüsselungsverfahrens.

Fußnoten
 

 

* § 52a Abs. 2 Nr. 3 a) und §§ 52b bis 52j treten, soweit auf § 55 Absatz 4 Nummer 2 und Nummer 3
VwGO verwiesen wird, zum 1. Januar 2018 in Kraft.

 

2 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 S.
1, ber. 2016 ABl. L 314 S. 72).

 
 

 
© juris GmbH

 


